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Textgegenüberstellung 

Änderung der Gewerbeordnung 1994 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 
§ 2. (1)… 

 1.  bis 12. … 
 13. die gewerblichen Arbeiten von Anstalten, die von öffentlichen Wohl-

fahrts- und Fürsorgeeinrichtungen betrieben werden, ferner von ge-
schützten Werkstätten im Rahmen der Behindertenhilfe sowie von An-
stalten für den Vollzug von Freiheitsstrafen und von mit Freiheitsentzug 
verbundenen vorbeugenden Maßnahmen; 

 14.  bis 25. … 
(2) bis (16) …

§ 2. (1)… 
 1.  bis 12. … 
 13. die gewerblichen Arbeiten von Anstalten, die von öffentlichen Wohl-

fahrts- und Fürsorgeeinrichtungen betrieben werden, ferner von Integra-
tiven Betrieben im Rahmen der Behindertenhilfe sowie von Anstalten für 
den Vollzug von Freiheitsstrafen und von mit Freiheitsentzug verbunde-
nen vorbeugenden Maßnahmen; 

 14.  bis 25. … 
(2) bis (16) …

§ 78. (1) Anlagen oder Teile von Anlagen dürfen vor Eintritt der Rechtskraft 
des Genehmigungsbescheides errichtet und betrieben werden, wenn dessen Auf-
lagen bei der Errichtung und beim Betrieb der Anlage eingehalten werden. Dieses 
Recht endet mit der Erlassung des Bescheides über die Berufung gegen den Ge-
nehmigungsbescheid, spätestens jedoch drei Jahre nach der Zustellung des Ge-
nehmigungsbescheides an den Genehmigungswerber. Die zur Entscheidung beru-
fene Behörde hat die Inanspruchnahme dieses Rechtes auszuschließen, wenn der 
Begründung der Berufung zu entnehmen ist, daß auf Grund der besonderen Situa-
tion des Einzelfalles trotz Einhaltung der Auflagen des angefochtenen Bescheides 
eine Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit zu erwarten ist. 

(2) Die Behörde hat auf Antrag von der Verpflichtung zur Herstellung des 
dem Genehmigungsbescheid entsprechenden Zustandes dann Abstand zu neh-
men, wenn es außer Zweifel steht, daß die Abweichungen die durch den Geneh-
migungsbescheid getroffene Vorsorge nicht verringern. Die Behörde hat die Zu-
lässigkeit der Abweichungen mit Bescheid auszusprechen. 

(3)… 

§ 78. (1) Anlagen oder Teile von Anlagen dürfen vor Eintritt der Rechtskraft 
des Genehmigungsbescheides errichtet und betrieben werden, wenn dessen Auf-
lagen bei der Errichtung und beim Betrieb der Anlage eingehalten werden. Dieses 
Recht endet mit der Erlassung des Erkenntnisses über die Beschwerde gegen den 
Genehmigungsbescheid, spätestens jedoch drei Jahre nach der Zustellung des 
Genehmigungsbescheides an den Genehmigungswerber. Die zur Entscheidung 
berufene Behörde hat die Inanspruchnahme dieses Rechtes auszuschließen, wenn 
der Begründung der Beschwerde zu entnehmen ist, daß auf Grund der besonderen 
Situation des Einzelfalles trotz Einhaltung der Auflagen des angefochtenen Be-
scheides eine Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit zu erwarten ist. 
 
 
 
 

(3)… 

§ 79c. Die nach § 77, § 79 oder § 79b vorgeschriebenen Auflagen sind auf 
Antrag mit Bescheid aufzuheben oder abzuändern, wenn und soweit die Voraus-

§ 79c. (1) Vorgeschriebene Auflagen sind mit Bescheid aufzuheben oder ab-
zuändern, wenn sich nach der Vorschreibung von Auflagen ergibt, dass die vor-
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setzungen für ihre Vorschreibung nicht mehr vorliegen.
 

geschriebenen Auflagen für die nach § 74 Abs. 2 wahrzunehmenden Interessen 
nicht erforderlich sind oder für die Wahrnehmung dieser Interessen auch mit den 
Inhaber der Betriebsanlage weniger belastenden Auflagen das Auslangen gefun-
den werden kann. § 77 ist sinngemäß anzuwenden, für in der Anlage 3 zu diesem 
Bundesgesetz angeführte Betriebsanlagen ist auch § 77a sinngemäß anzuwenden. 

(2) Abweichungen vom Genehmigungsbescheid einschließlich seiner Be-
standteile sind mit Bescheid zuzulassen, soweit dem nicht der Schutz der nach 
§ 74 Abs. 2 wahrzunehmenden Interessen entgegensteht, erforderlichenfalls unter 
Aufhebung oder Abänderung von vorgeschriebenen Auflagen oder auch Vor-
schreibung zusätzlicher Auflagen. § 77 ist sinngemäß anzuwenden, für in der 
Anlage 3 zu diesem Bundesgesetz angeführte Betriebsanlagen ist auch § 77a 
sinngemäß anzuwenden. 

(3) Die Behörde hat ein Verfahren nach Abs. 1 oder 2 auf Antrag des Inha-
bers der Betriebsanlage einzuleiten. Im Antrag ist das Vorliegen der Vorausset-
zungen glaubhaft zu machen, andernsfalls der Antrag zurückzuweisen ist. 

(4) Die nach diesem Bundesgesetz oder nach anderen Verwaltungsvorschrif-
ten des Bundes bei Erteilung der Genehmigung mitanzuwendenden 
materiellrechtlichen Genehmigungs-(Bewilligungs-)Regelungen sind in den Ver-
fahren nach Abs. 1 oder Abs. 2 mitanzuwenden.

 § 79d. (1) Aus Anlass einer Betriebsübernahme kann der übernehmende In-
haber der Betriebsanlage beantragen, dass ihm eine Zusammenstellung der die 
Genehmigung der Betriebsanlage nach diesem Bundesgesetz betreffenden Be-
scheide übermittelt wird. Auf sein Verlangen sind ihm auf seine Kosten Kopien 
oder Ausdrucke der darin angeführten Genehmigungsbescheide einschließlich 
deren Bestandteile nach § 359 Abs. 2 zu übermitteln. Der Antrag ist spätestens 
innerhalb von sechs Wochen nach erfolgter Betriebsübernahme zu stellen. 

(2) Innerhalb von sechs Wochen nach Übermittlung der Zusammenstellung 
nach Abs. 1 oder innerhalb von sechs Wochen nach erfolgter Betriebsübernahme 
kann der übernehmende Inhaber der Betriebsanlage beantragen, dass 
 1. ein Verfahren nach § 79c Abs. 1 oder 2 durchgeführt wird, 
 2. bestimmte nach § 77, § 79, § 81 Abs. 1 oder Abs. 2 Z 7 vorgeschriebene 

Auflagen durch Festlegung der Behörde erst nach Ablauf einer angemes-
senen, höchstens drei Jahre betragenden Frist eingehalten werden müs-
sen, wenn dem übernehmenden Inhaber der Betriebsanlage (zB wegen 
der mit der Übernahme des Betriebes verbundenen Kosten) die Einhal-
tung dieser Auflagen erst innerhalb dieser Frist wirtschaftlich zumutbar 
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ist und gegen die Fristeinräumung keine Bedenken vom Standpunkt des 
Schutzes der im § 74 Abs. 2 umschriebenen Interessen bestehen 

(3) Fristen nach Abs. 2 Z 2 und § 79 Abs. 1 dürfen insgesamt fünf Jahre 
nicht übersteigen. 

(4) Im Antrag ist das Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Abs. 2 glaub-
haft zu machen, andernfalls der Antrag zurückzuweisen ist. 
(5) Wurde ein Antrag nach Abs. 2 gestellt, so sind andere Verfahren nach diesem 
Bundesgesetz, bei denen die vom Antrag erfassten Auflagen oder Teile des Ge-
nehmigungsbescheides auch anzuwenden sind, bis zur Rechtskraft eines Beschei-
des über den Antrag nur soweit weiterzuführen, als dies zur Vermeidung einer 
Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit von Personen notwendig ist.“ 

§ 81. (1) … 
(2) Eine Genehmigungspflicht nach Abs. 1 ist jedenfalls in folgenden Fällen 

nicht gegeben: 
 1. bescheidmäßig zugelassene Änderungen gemäß § 78 Abs. 2, 
 2. bis 6. … 
 8. bis 10 … 

(3) Der Ersatz solcher gleichartiger Maschinen, Geräte oder Ausstattungen 
gemäß Abs. 2 Z 5, wegen deren Verwendung die Anlage einer Genehmigung 
bedurfte, sowie Änderungen gemäß Abs. 2 Z 9 sind der zur Genehmigung der 
Anlage zuständigen Behörde vorher anzuzeigen. Das ersetzte Gerät, die ersetzte 
Maschine, die ersetzte Ausstattung oder die dem Nachweis der Gleichartigkeit 
dienenden Belege sind bis zur Erlassung des Bescheides gemäß § 345 Abs. 6 
aufzubewahren. 

§ 81. (1) … 
(2) Eine Genehmigungspflicht nach Abs. 1 ist jedenfalls in folgenden Fällen 

nicht gegeben: 
 1. bescheidmäßig zugelassene Änderungen gemäß § 79c Abs. 2, 
 2. bis 6. … 
 7. Änderungen, die das Emissionsverhalten der Anlage zu den Nachbarn 

nicht nachteilig beeinflussen und die auf Grund der besonderen Situation 
des Einzelfalles erwarten lassen, dass überhaupt oder bei Einhaltung der 
erforderlichenfalls vorzuschreibenden Auflagen Gefährdungen des Le-
bens oder der Gesundheit von Personen vermieden und Beeinträchtigun-
gen oder nachteilige Einwirkungen im Sinne des § 74 Abs. 2 Z 3 bis 5 
auf ein zumutbares Maß beschränkt werden, 

 8. bis 10 … 
 11. Änderungen von vorübergehender, vier Wochen nicht überschreitender 

Dauer, die keine Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit von Perso-
nen bewirken und aus Anlass von Ereignissen oder Veranstaltungen, die 
in kulturellem oder sportlichem Interesse überregional breiter Kreise der 
Bevölkerung stattfinden, vorgenommen werden. 

(3) Der Ersatz solcher gleichartiger Maschinen, Geräte oder Ausstattungen 
gemäß Abs. 2 Z 5, wegen deren Verwendung die Anlage einer Genehmigung 
bedurfte, sowie Änderungen gemäß gemäß Abs. 2 Z 7, Z 9 und Z 11 sind der zur 
Genehmigung der Anlage zuständigen Behörde vorher anzuzeigen. Das ersetzte 
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Gerät, die ersetzte Maschine, die ersetzte Ausstattung oder die dem Nachweis der 
Gleichartigkeit dienenden Belege sind bis zur Erlassung des Bescheides gemäß 
§ 345 Abs. 6 aufzubewahren.

§ 87. (1) Die Gewerbeberechtigung ist von der Behörde (§ 361) zu entzie-
hen, wenn 
 1. bis 4b. … 
 4b. im Sinne des § 99 Abs. 7 eine Haftpflichtversicherung für Personen- und 

Sachschäden wegfällt oder ein Nachweis im Sinne des § 376 Z 13 nicht 
rechtzeitig erfolgt oder 

 4c. … 
 5. … 

(2) bis (7)…

§ 87. (1) Die Gewerbeberechtigung ist von der Behörde (§ 361) zu entzie-
hen, wenn 
 1. bis 4b. … 
 4c. … 
 4d. im Sinne des § 99 Abs. 7 eine Haftpflichtversicherung für Personen- und 

Sachschäden wegfällt oder ein Nachweis im Sinne des § 376 Z 13 nicht 
rechtzeitig erfolgt oder 

 5. … 
(2) bis (7)…

§ 88. (1)… 
(2) Die Gewerbeberechtigung ist von der Behörde zu entziehen, wenn das 

Gewerbe während der letzten drei Jahre nicht ausgeübt worden ist und der Ge-
werbeinhaber mit der Entrichtung der Umlage an die Landeskammer der gewerb-
lichen Wirtschaft mehr als drei Jahre im Rückstand ist. Vor der Erlassung des 
Entziehungsbescheides ist der Gewerbeinhaber auf die Rechtsfolge der Entzie-
hung nachweislich aufmerksam zu machen. Von der Entziehung ist abzusehen, 
wenn spätestens zugleich mit der Berufung gegen den erstinstanzlichen Bescheid, 
mit dem die Entziehung verfügt worden ist, die Bezahlung des gesamten 
Umlagenrückstandes nachgewiesen wird. 

(4) bis (5)…

§ 88. (1)… 
(2) Die Gewerbeberechtigung ist von der Behörde zu entziehen, wenn das 

Gewerbe während der letzten drei Jahre nicht ausgeübt worden ist und der Ge-
werbeinhaber mit der Entrichtung der Umlage an die Landeskammer der gewerb-
lichen Wirtschaft mehr als drei Jahre im Rückstand ist. Vor der Erlassung des 
Entziehungsbescheides ist der Gewerbeinhaber auf die Rechtsfolge der Entzie-
hung nachweislich aufmerksam zu machen. Von der Entziehung ist abzusehen, 
wenn spätestens zugleich mit der Beschwerde gegen den erstinstanzlichen Be-
scheid, mit dem die Entziehung verfügt worden ist, die Bezahlung des gesamten 
Umlagenrückstandes nachgewiesen wird. 

(4) bis (5)… 
§ 93. (1) bis (4) … § 93. (1) bis (4) … 

(5) Bei Gewerblichen Vermögensberatern im Sinne des § 136a sind das Ru-
hen und die Wiederaufnahme der Gewerbeausübung der Behörde im Vorhinein 
anzuzeigen; eine Anzeige im Nachhinein ist unzulässig und unwirksam. Die 
Behörde hat ab Einlangen der Mitteilung die Löschung im Gewerberegister vor-
zunehmen; eine Gewerbeausübung während des im Gewerberegister berücksich-
tigten Ruhens ist unzulässig. Während der Zeit des im Gewerberegister berück-
sichtigten Ruhens entfallen das Erfordernis einer Vermögensschadenhaftpflicht-
versicherung nach § 136a Abs. 12 sowie die Verpflichtung der Erfüllung sonsti-
ger mit der Ausübung des Gewerbes verbundener gewerberechtlicher Verpflich-
tungen und ist das Ablaufen der Nachweise über die Teilnahme an Schulungen 
gemäß § 136a Abs. 6 gehemmt. Ab Einlangen der Meldung der Wiederaufnahme 
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ist die Eintragung im Gewerberegister durch die Behörde zu reaktivieren, sofern 
der Gewerbetreibende gleichzeitig mit der Meldung der Wiederaufnahme den 
wirksamen Bestand einer Vermögensschadenhaftpflichtversicherung im Sinne 
des § 136a Abs. 12, die Erfüllung aller übrigen Eintragungserfordernisse – mit 
Ausnahme eines neuerlichen Nachweises der notwendigen Befähigung des Ge-
werbetreibenden – mit Wirkung spätestens ab Ende des Ruhens nachweist. Zuwi-
derhandlungen gegen die Bestimmung des zweiten Satzes zweiter Halbsatz sind 
gemäß § 366 Abs. 1 Z 1 zu bestrafen.

§ 99. (1) bis (6)… 
(7) Die zur Ausübung des Baumeistergewerbes (§ 94 Z 5) oder der dem 

Baumeistergewerbe entstammenden Teilgewerbe berechtigten Gewerbetreiben-
den haben für ihre Berufstätigkeit eine Haftpflichtversicherung für Personen- und 
Sachschäden mit einer Versicherungssumme von mindestens 1 000 000 Euro pro 
Schadensfall abzuschließen. Für diese Pflichtversicherungssumme darf ein 
Selbstbehalt von höchstens fünf vH dieser Summe pro Schadensfall vereinbart 
werden. Es ist zulässig, die Versicherungsleistung pro jährlicher Versicherungs-
periode für Unternehmen mit einem jährlichen Umsatz von weniger als 2 000 000 
Euro auf 1 500 000 Euro und für andere Unternehmen auf 3 000 000 Euro zu 
beschränken. Die Haftpflichtversicherung für Personen- und Sachschäden muss 
bei einem Unternehmen erfolgen, das zum Geschäftsbetrieb in Österreich befugt 
ist. 

(8) Bei der Anmeldung des Baumeistergewerbes (§ 94 Z 5) oder eines dem 
Baumeistergewerbe entstammenden Teilgewerbes ist zusätzlich zu den Erforder-
nissen gemäß § 339 Abs. 3 der Nachweis der Haftpflichtversicherung für Perso-
nen- und Sachschäden gemäß Abs. 7 zu erbringen. 

(9) Bei Leistungsfreiheit des Versicherers gegenüber dem Versicherungs-
nehmer aus der Haftpflichtversicherung für Personen- und Sachschäden gelten 
betreffend die Meldung des Versicherers an die für den das Baumeistergewerbe 
(§ 94 Z 5) oder ein dem Baumeistergewerbe entstammendes Teilgewerbe aus-
übenden Gewerbetreibenden örtlich zuständige Behörde und betreffend die Haf-
tung des Versicherers in Ansehung eines Dritten die Bestimmungen des § 92 
GewO 1994 und die Bestimmungen der §§ 158b bis 158i des VersVG, BGBl. Nr. 
2/1959, in der geltenden Fassung. § 158c Abs. 2 VersVG gilt mit der Maßgabe, 
dass der Umstand, der das Nichtbestehen oder die Beendigung des Versiche-
rungsverhältnisses zur Folge hat, gegenüber dem Dritten erst nach Ablauf von 
zwei Monaten wirksam wird, nachdem der Versicherer diesen Umstand der für 

§ 99. (1) bis (6)… 
(7) Die zur Ausübung des Baumeistergewerbes (§ 94 Z 5) oder der dem 

Baumeistergewerbe entstammenden Teilgewerbe berechtigten Gewerbetreiben-
den haben für ihre Berufstätigkeit eine Haftpflichtversicherung für Personen-, 
Sach- und Vermögensschäden mit einer Versicherungssumme von mindestens 
1 000 000 Euro pro Schadensfall abzuschließen. Für diese Pflichtversicherungs-
summe darf ein Selbstbehalt von höchstens fünf vH dieser Summe pro Schadens-
fall vereinbart werden. Es ist zulässig, die Versicherungsleistung pro jährlicher 
Versicherungsperiode für Unternehmen mit einem jährlichen Umsatz von weni-
ger als 2 000 000 Euro auf 1 500 000 Euro und für andere Unternehmen auf 
3 000 000 Euro zu beschränken. Die Haftpflichtversicherung für Personen-, Sach- 
und Vermögensschäden muss bei einem Unternehmen erfolgen, das zum Ge-
schäftsbetrieb in Österreich befugt ist. 

(8) Bei der Anmeldung des Baumeistergewerbes (§ 94 Z 5) oder eines dem 
Baumeistergewerbe entstammenden Teilgewerbes ist zusätzlich zu den Erforder-
nissen gemäß § 339 Abs. 3 der Nachweis der Haftpflichtversicherung für Perso-
nen-, Sach- und Vermögensschäden gemäß Abs. 7 zu erbringen. 

(9) Bei Leistungsfreiheit des Versicherers gegenüber dem Versicherungs-
nehmer aus der Haftpflichtversicherung für Personen-, Sach- und Vermögens-
schäden gelten betreffend die Meldung des Versicherers an die für den das Bau-
meistergewerbe (§ 94 Z 5) oder ein dem Baumeistergewerbe entstammendes 
Teilgewerbe ausübenden Gewerbetreibenden örtlich zuständige Behörde und 
betreffend die Haftung des Versicherers in Ansehung eines Dritten die Bestim-
mungen des § 92 GewO 1994 und die Bestimmungen der §§ 158b bis 158i des 
VersVG, BGBl. Nr. 2/1959, in der geltenden Fassung. § 158c Abs. 2 VersVG gilt 
mit der Maßgabe, dass der Umstand, der das Nichtbestehen oder die Beendigung 
des Versicherungsverhältnisses zur Folge hat, gegenüber dem Dritten erst nach 
Ablauf von zwei Monaten wirksam wird, nachdem der Versicherer diesen Um-
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die Führung des Gewerberegisters zuständigen Behörde angezeigt hat.
(10) Bei Wegfall der Haftpflichtversicherung für Personen- und Sachschä-

den im Sinne von Abs. 7 hat die Behörde unverzüglich ein Gewerbeentziehungs-
verfahren einzuleiten und, wenn eine neuerliche Haftpflichtversicherung für Per-
sonen- und Sachschäden nicht unverzüglich nachgewiesen wird, die Gewerbebe-
rechtigung längstens binnen zwei Monaten zu entziehen. § 361 Abs. 2 ist in die-
sem Fall nicht anzuwenden. Berufungen gegen Entziehungsbescheide kommt 
keine aufschiebende Wirkung zu. Die Einleitung des Gewerbeentziehungsverfah-
rens ist im Gewerberegister zu vermerken. 

stand der für die Führung des Gewerberegisters zuständigen Behörde angezeigt 
hat. 

(10) Bei Wegfall der Haftpflichtversicherung für Personen-, Sach- und Ver-
mögensschäden im Sinne von Abs. 7 hat die Behörde unverzüglich ein Gewerbe-
entziehungsverfahren einzuleiten und, wenn eine neuerliche Haftpflichtversiche-
rung für Personen- und Sachschäden nicht unverzüglich nachgewiesen wird, die 
Gewerbeberechtigung längstens binnen zwei Monaten zu entziehen. § 361 Abs. 2 
ist in diesem Fall nicht anzuwenden. Beschwerden gegen Entziehungsbescheide 
kommt keine aufschiebende Wirkung zu. Die Einleitung des Gewerbeentzie-
hungsverfahrens ist im Gewerberegister zu vermerken. 

§ 117. (1) bis (6) … 
(7) Die zur Ausübung des Gewerbes der Immobilienmakler (§ 94 Z 35) be-

rechtigten Gewerbetreibenden haben für ihre Berufstätigkeit eine Haftpflichtver-
sicherung für Personen- und Sachschäden mit einer Versicherungssumme von 
mindestens 100 000 Euro pro Schadensfall abzuschließen. Für diese Pflichtversi-
cherungssumme darf ein Selbstbehalt von höchstens fünf vH dieser Summe pro 
Schadensfall vereinbart werden. Es ist zulässig, die Versicherungsleistung pro 
jährlicher Versicherungsperiode auf 300 000 Euro zu beschränken. Die Haft-
pflichtversicherung für Personen- und Sachschäden muss bei einem Unternehmen 
erfolgen, das zum Geschäftsbetrieb in Österreich befugt ist. 

Die zur Ausübung des Gewerbes der Immobilienverwalter (§ 94 Z 35) be-
rechtigten Gewerbetreibenden haben für ihre Berufstätigkeit eine Haftpflichtver-
sicherung für Personen- und Sachschäden mit einer Versicherungssumme von 
mindestens 400 000 Euro pro Schadensfall abzuschließen. Für diese Pflichtversi-
cherungssumme darf ein Selbstbehalt von höchstens fünf vH dieser Summe pro 
Schadensfall vereinbart werden. Es ist zulässig, die Versicherungsleistung pro 
jährlicher Versicherungsperiode auf 1 200 000 Euro zu beschränken. Die Haft-
pflichtversicherung für Personen- und Sachschäden muss bei einem Unternehmen 
erfolgen, das zum Geschäftsbetrieb in Österreich befugt ist. 

Die zur Ausübung des Gewerbes der Bauträger (§ 94 Z 35) berechtigten 
Gewerbetreibenden haben für ihre Berufstätigkeit eine Haftpflichtversicherung 
für Personen- und Sachschäden mit einer Versicherungssumme von mindestens 
1 000 000 Euro pro Schadensfall abzuschließen. Für diese Pflichtversicherungs-
summe darf ein Selbstbehalt von höchstens fünf vH dieser Summe pro Schadens-
fall vereinbart werden. Es ist zulässig, die Versicherungsleistung pro jährlicher 
Versicherungsperiode für Unternehmen mit einem jährlichen Umsatz von weni-

§ 117. (1) bis (6)… 
(7) Die zur Ausübung des Gewerbes der Immobilienmakler (§ 94 Z 35) be-

rechtigten Gewerbetreibenden haben für ihre Berufstätigkeit eine Vermögens-
schadenhaftpflichtversicherung mit einer Versicherungssumme von mindestens 
100 000 Euro pro Schadensfall abzuschließen. Für diese Pflichtversicherungs-
summe darf ein Selbstbehalt von höchstens fünf vH dieser Summe pro Schadens-
fall vereinbart werden. Es ist zulässig, die Versicherungsleistung pro jährlicher 
Versicherungsperiode auf 300 000 Euro zu beschränken. Die Vermögensscha-
denhaftpflichtversicherung muss bei einem Unternehmen erfolgen, das zum Ge-
schäftsbetrieb in Österreich befugt ist. 

Die zur Ausübung des Gewerbes der Immobilienverwalter (§ 94 Z 35) be-
rechtigten Gewerbetreibenden haben für ihre Berufstätigkeit eine Vermögens-
schadenhaftpflichtversicherung mit einer Versicherungssumme von mindestens 
400 000 Euro pro Schadensfall abzuschließen. Für diese Pflichtversicherungs-
summe darf ein Selbstbehalt von höchstens fünf vH dieser Summe pro Schadens-
fall vereinbart werden. Es ist zulässig, die Versicherungsleistung pro jährlicher 
Versicherungsperiode auf 1 200 000 Euro zu beschränken. Die Vermögensscha-
denhaftpflichtversicherung muss bei einem Unternehmen erfolgen, das zum Ge-
schäftsbetrieb in Österreich befugt ist. 

Die zur Ausübung des Gewerbes der Bauträger (§ 94 Z 35) berechtigten 
Gewerbetreibenden haben für ihre Berufstätigkeit eine Vermögensschadenhaft-
pflichtversicherung mit einer Versicherungssumme von mindestens 
1 000 000 Euro pro Schadensfall abzuschließen. Für diese Pflichtversicherungs-
summe darf ein Selbstbehalt von höchstens fünf vH dieser Summe pro Schadens-
fall vereinbart werden. Es ist zulässig, die Versicherungsleistung pro jährlicher 
Versicherungsperiode für Unternehmen mit einem jährlichen Umsatz von weni-
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ger als 2 000 000 Euro auf 1 500 000 Euro und für andere Unternehmen auf 
3 000 000 Euro zu beschränken. Die Haftpflichtversicherung für Personen- und 
Sachschäden muss bei einem Unternehmen erfolgen, das zum Geschäftsbetrieb in 
Österreich befugt ist. 

(8) bis (9)… 
(10) Bei Wegfall einer Vermögensschadenhaftpflichtversicherung im Sinne 

von Abs. 7 hat die Behörde unverzüglich ein Gewerbeentziehungsverfahren ein-
zuleiten und, wenn eine neuerliche Vermögensschadenhaftpflichtversicherung 
nicht unverzüglich nachgewiesen wird, die Gewerbeberechtigung längstens bin-
nen zwei Monaten zu entziehen. § 361 Abs. 2 ist in diesem Fall nicht anzuwen-
den. Berufungen gegen Entziehungsbescheide kommt keine aufschiebende Wir-
kung zu. Die Einleitung des Gewerbeentziehungsverfahrens ist im Gewerberegis-
ter zu vermerken.

ger als 2 000 000 Euro auf 1 500 000 Euro und für andere Unternehmen auf 
3 000 000 Euro zu beschränken. Die Vermögensschadenhaftpflichtversicherung 
muss bei einem Unternehmen erfolgen, das zum Geschäftsbetrieb in Österreich 
befugt ist. 

(8) bis (9)… 
(10) Bei Wegfall einer Vermögensschadenhaftpflichtversicherung im Sinne 

von Abs. 7 hat die Behörde unverzüglich ein Gewerbeentziehungsverfahren ein-
zuleiten und, wenn eine neuerliche Vermögensschadenhaftpflichtversicherung 
nicht unverzüglich nachgewiesen wird, die Gewerbeberechtigung längstens bin-
nen zwei Monaten zu entziehen. § 361 Abs. 2 ist in diesem Fall nicht anzuwen-
den. Beschwerden gegen Entziehungsbescheide kommt keine aufschiebende 
Wirkung zu. Die Einleitung des Gewerbeentziehungsverfahrens ist im Gewerbe-
register zu vermerken.

§ 125. (1) bis (4)… 
(5) Vor der Erlassung des Bescheides hat die Bezirksverwaltungsbehörde die 

Landesinnung der Rauchfangkehrer aufzufordern, innerhalb einer Frist von vier 
Wochen ein Gutachten zur Voraussetzung gemäß § 121 Abs. 1 Z 4 abzugeben. 
Widerspricht die Entscheidung der Behörde dem fristgerecht abgegebenen Gut-
achten der Landesinnung der Rauchfangkehrer oder wurde sie nicht zur Abgabe 
eines Gutachtens aufgefordert, so steht der Landesinnung der Rauchfangkehrer 
das Recht der Berufung gegen den Bescheid zu. 

(6)…

§ 125. (1) bis (4)… 
(5) Vor der Erlassung des Bescheides hat die Bezirksverwaltungsbehörde die 

Landesinnung der Rauchfangkehrer aufzufordern, innerhalb einer Frist von vier 
Wochen ein Gutachten zur Voraussetzung gemäß § 121 Abs. 1 Z 4 abzugeben. 
Widerspricht die Entscheidung der Behörde dem fristgerecht abgegebenen Gut-
achten der Landesinnung der Rauchfangkehrer oder wurde sie nicht zur Abgabe 
eines Gutachtens aufgefordert, so steht der Landesinnung der Rauchfangkehrer 
das Recht der Beschwerde gegen den Bescheid zu. 

(6)… 
§ 135. (1) bis (5)… 
(6) Die zuständige Landeskammer der gewerblichen Wirtschaft und die zu-

ständige Kammer für Arbeiter und Angestellte sind berechtigt, die Entziehung der 
Gewerbeberechtigung für das Gewerbe der Überlassung von Arbeitskräften zu 
beantragen. Vor der Erlassung eines Bescheides über einen solchen Antrag hat 
die Behörde die im ersten Satz genannten Stellen aufzufordern, innerhalb einer 
Frist von sechs Wochen Gutachten über das Vorliegen der Voraussetzungen für 
die Entziehung der Gewerbeberechtigung abzugeben; dies gilt nicht für jene Stel-
le, die den Antrag auf Entziehung der Gewerbeberechtigung gestellt hat. Gegen 
einen Bescheid auf Grund eines solchen Antrages steht jeder der im ersten Satz 
genannten Stellen jeweils dann das Recht der Berufung zu, wenn die Entschei-
dung ihrem Antrag oder ihrem fristgerecht abgegebenen Gutachten widerspricht 
oder wenn sie nicht gehört worden ist. 

§ 135. (1) bis (5)… 
(6) Die zuständige Landeskammer der gewerblichen Wirtschaft und die zu-

ständige Kammer für Arbeiter und Angestellte sind berechtigt, die Entziehung der 
Gewerbeberechtigung für das Gewerbe der Überlassung von Arbeitskräften zu 
beantragen. Vor der Erlassung eines Bescheides über einen solchen Antrag hat 
die Behörde die im ersten Satz genannten Stellen aufzufordern, innerhalb einer 
Frist von sechs Wochen Gutachten über das Vorliegen der Voraussetzungen für 
die Entziehung der Gewerbeberechtigung abzugeben; dies gilt nicht für jene Stel-
le, die den Antrag auf Entziehung der Gewerbeberechtigung gestellt hat. Gegen 
einen Bescheid auf Grund eines solchen Antrages steht jeder der im ersten Satz 
genannten Stellen jeweils dann das Recht der Beschwerde zu, wenn die Entschei-
dung ihrem Antrag oder ihrem fristgerecht abgegebenen Gutachten widerspricht 
oder wenn sie nicht gehört worden ist.
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(7)… (7)… 
§ 136a. (1) bis (4)… 
(5) Der Gewerbetreibende hat der Gewerbebehörde unverzüglich die Endi-

gung des letzten Vertretungsverhältnisses mitzuteilen. Nach Bekanntwerden des 
Wegfalls des letzten Vertretungsverhältnisses hat die Behörde unverzüglich ein 
Entziehungsverfahren betreffend die Tätigkeit als Wertpapiervermittler einzulei-
ten und, wenn ein Vertretungsverhältnis nicht unverzüglich nachgewiesen wird, 
die Berechtigung als Wertpapiervermittler längstens binnen zweier Monate zu 
entziehen. § 361 Abs. 2 erster Satz ist in diesem Fall nicht anzuwenden. Berufun-
gen gegen Entziehungsbescheide kommt keine aufschiebende Wirkung zu. Die 
Einleitung des Entziehungsverfahrens ist im Gewerberegister zu vermerken. 

(6) bis (9)… 
(10) Der Gewerbetreibende hat der Gewerbebehörde unverzüglich die Endi-

gung des letzten Vertretungsverhältnisses mitzuteilen. Nach Bekanntwerden des 
Wegfalls des Vertretungsverhältnisses hat die Behörde unverzüglich ein Entzie-
hungsverfahren betreffend die Tätigkeit als gebundener Vermittler einzuleiten 
und, wenn ein Vertretungsverhältnis nicht unverzüglich nachgewiesen wird, die 
Berechtigung als gebundener Vermittler längstens binnen zweier Monate zu ent-
ziehen. § 361 Abs. 2 erster Satz ist in diesem Fall nicht anzuwenden. Berufungen 
gegen Entziehungsbescheide kommt keine aufschiebende Wirkung zu. Die Ein-
leitung des Entziehungsverfahrens ist im Gewerberegister zu vermerken. 

(11) bis (12)…

§ 136a. (1) bis (4)… 
(5) Der Gewerbetreibende hat der Gewerbebehörde unverzüglich die Endi-

gung des letzten Vertretungsverhältnisses mitzuteilen. Nach Bekanntwerden des 
Wegfalls des letzten Vertretungsverhältnisses hat die Behörde unverzüglich ein 
Entziehungsverfahren betreffend die Tätigkeit als Wertpapiervermittler einzulei-
ten und, wenn ein Vertretungsverhältnis nicht unverzüglich nachgewiesen wird, 
die Berechtigung als Wertpapiervermittler längstens binnen zweier Monate zu 
entziehen. § 361 Abs. 2 erster Satz ist in diesem Fall nicht anzuwenden. Be-
schwerden gegen Entziehungsbescheide kommt keine aufschiebende Wirkung zu. 
Die Einleitung des Entziehungsverfahrens ist im Gewerberegister zu vermerken. 

(6) bis (9)… 
(10) Der Gewerbetreibende hat der Gewerbebehörde unverzüglich die Endi-

gung des letzten Vertretungsverhältnisses mitzuteilen. Nach Bekanntwerden des 
Wegfalls des Vertretungsverhältnisses hat die Behörde unverzüglich ein Entzie-
hungsverfahren betreffend die Tätigkeit als gebundener Vermittler einzuleiten 
und, wenn ein Vertretungsverhältnis nicht unverzüglich nachgewiesen wird, die 
Berechtigung als gebundener Vermittler längstens binnen zweier Monate zu ent-
ziehen. § 361 Abs. 2 erster Satz ist in diesem Fall nicht anzuwenden. Beschwer-
den gegen Entziehungsbescheide kommt keine aufschiebende Wirkung zu. Die 
Einleitung des Entziehungsverfahrens ist im Gewerberegister zu vermerken. 

(11) bis (129)… 
§ 136b. (1) bis (2)… 
(3) Der Gewerbetreibende hat der Gewerbebehörde unverzüglich die Endi-

gung des letzten Vertretungsverhältnisses mitzuteilen. Nach Bekanntwerden des 
Wegfalls des letzten Vertretungsverhältnisses hat die Behörde unverzüglich ein 
Entziehungsverfahren einzuleiten und, wenn ein Vertretungsverhältnis nicht un-
verzüglich nachgewiesen wird, die Gewerbeberechtigung längstens binnen zweier 
Monate zu entziehen. § 361 Abs. 2 erster Satz ist in diesem Fall nicht anzuwen-
den. Berufungen gegen Entziehungsbescheide kommt keine aufschiebende Wir-
kung zu. Die Einleitung des Entziehungsverfahrens ist im Gewerberegister zu 
vermerken.

§ 136b. (1) bis (2)… 
(3) Der Gewerbetreibende hat der Gewerbebehörde unverzüglich die Endi-

gung des letzten Vertretungsverhältnisses mitzuteilen. Nach Bekanntwerden des 
Wegfalls des letzten Vertretungsverhältnisses hat die Behörde unverzüglich ein 
Entziehungsverfahren einzuleiten und, wenn ein Vertretungsverhältnis nicht un-
verzüglich nachgewiesen wird, die Gewerbeberechtigung längstens binnen zweier 
Monate zu entziehen. § 361 Abs. 2 erster Satz ist in diesem Fall nicht anzuwen-
den. Beschwerden gegen Entziehungsbescheide kommt keine aufschiebende 
Wirkung zu. Die Einleitung des Entziehungsverfahrens ist im Gewerberegister zu 
vermerken. 

§ 137c. (1) bis (4)… 
(5) Bei Wegfall einer Berufshaftpflichtversicherung oder einer sonstigen 

§ 137c. (1) bis (4)… 
(5) Bei Wegfall einer Berufshaftpflichtversicherung oder einer sonstigen 
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Haftungsabsicherung im Sinne von Abs. 1 oder 2 hat die Behörde unverzüglich 
eine vorläufige Streichung im Versicherungsvermittlerregister anzumerken und 
ein Gewerbeentziehungsverfahren einzuleiten und, wenn eine neuerliche Berufs-
haftpflichtversicherung oder Haftungsabsicherung nicht unverzüglich nachgewie-
sen wird, die Gewerbeberechtigung längstens binnen zwei Monaten zu entziehen. 
§ 361 Abs. 2 ist in diesem Fall nicht anzuwenden. Berufungen gegen Entzie-
hungsbescheide kommt keine aufschiebende Wirkung zu. Die Einleitung des 
Gewerbeentziehungsverfahrens ist im Gewerberegister und im Versicherungs-
vermittlerregister zu vermerken. Wenn eine Tätigkeit in einem anderen Mitglied-
staat im Versicherungsvermittlerregister vermerkt ist (§§ 365a Z 12 und 365b 
Z 9), unterrichtet die Behörde die zuständigen ausländischen Behörden von der 
Streichung.

Haftungsabsicherung im Sinne von Abs. 1 oder 2 hat die Behörde unverzüglich 
eine vorläufige Streichung im Versicherungsvermittlerregister anzumerken und 
ein Gewerbeentziehungsverfahren einzuleiten und, wenn eine neuerliche Berufs-
haftpflichtversicherung oder Haftungsabsicherung nicht unverzüglich nachgewie-
sen wird, die Gewerbeberechtigung längstens binnen zwei Monaten zu entziehen. 
§ 361 Abs. 2 ist in diesem Fall nicht anzuwenden. Beschwerden gegen Entzie-
hungsbescheide kommt keine aufschiebende Wirkung zu. Die Einleitung des 
Gewerbeentziehungsverfahrens ist im Gewerberegister und im Versicherungs-
vermittlerregister zu vermerken. Wenn eine Tätigkeit in einem anderen Mitglied-
staat im Versicherungsvermittlerregister vermerkt ist (§§ 365a Z 12 und 365b 
Z 9), unterrichtet die Behörde die zuständigen ausländischen Behörden von der 
Streichung. 

 § 335. Ist in Verfahren betreffend Betriebsanlagen in erster Instanz die örtli-
che Zuständigkeit mehrerer Bezirksverwaltungsbehörden gegeben (§ 333), ist 
diejenige Bezirksverwaltungsbehörde örtlich zuständig, in deren Bereich sich der 
größte Teil der Grundfläche der Betriebsanlage befindet. Die übrigen betroffenen 
Bezirksverwaltungsbehörden sind zu hören.

§ 345. (1) bis (5) … 
(6) Die Behörde hat die Anzeigen gemäß § 81 Abs. 3 binnen zwei Monaten 

nach Erstattung der Anzeige mit Bescheid zur Kenntnis zu nehmen, wenn die 
geforderten Voraussetzungen gegeben sind. Der Bescheid bildet einen Bestandteil 
des Genehmigungsbescheides. Sind die gesetzlichen Voraussetzungen nicht er-
füllt, hat die Behörde innerhalb von zwei Monaten nach Erstattung der Anzeige 
einen Bescheid im Sinne des Abs. 5 zu erlassen. Für die den Anzeigen gemäß 
§ 81 Abs. 3 anzuschließenden Belege gilt § 353. 

§ 345. (1) bis (5) … 
(6) Die Behörde hat die Anzeigen gemäß § 81 Abs. 3 binnen zwei Monaten 

nach Erstattung der Anzeige mit Bescheid zur Kenntnis zu nehmen, wenn die 
geforderten Voraussetzungen gegeben sind. Der Bescheid bildet einen Bestandteil 
des Genehmigungsbescheides. Sind die gesetzlichen Voraussetzungen nicht er-
füllt, hat die Behörde innerhalb von zwei Monaten nach Erstattung der Anzeige 
einen Bescheid im Sinne des Abs. 5 zu erlassen. Für die den Anzeigen gemäß 
§ 81 Abs. 3 anzuschließenden Belege gilt § 353. Im Fall einer Änderung gemäß 
§ 81 Abs. 2 Z 7 darf mit dem Betrieb der geänderten Betriebsanlage erst nach 
Erlassung des Bescheides im Sinne des ersten Satzes begonnen werden.

§ 347. (1) bis (2)… 
(3) Gegen den Bescheid steht den beteiligten Gliederungen der Landeskam-

mer der gewerblichen Wirtschaft und dem beteiligten Fachverband der Industrie 
das Recht der Berufung zu, wenn die Entscheidung ihren fristgerecht abgegebe-
nen Gutachten widerspricht oder wenn sie nicht gehört worden sind.

§ 347. (1) bis (2)… 
(3) Gegen den Bescheid steht den beteiligten Gliederungen der Landeskam-

mer der gewerblichen Wirtschaft und dem beteiligten Fachverband der Industrie 
das Recht der Beschwerde zu, wenn die Entscheidung ihren fristgerecht abgege-
benen Gutachten widerspricht oder wenn sie nicht gehört worden sind.

§ 348. (1) … 
(2) Vor der Entscheidung hat die Behörde die Landeskammer der gewerbli-

chen Wirtschaft und die nach der Sachlage in Betracht kommenden gesetzlichen 

§ 348. (1) … 
(2) Vor der Entscheidung hat die Behörde die Landeskammer der gewerbli-

chen Wirtschaft und die nach der Sachlage in Betracht kommenden gesetzlichen 
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beruflichen Interessenvertretungen zu hören, die ihre Gutachten binnen sechs 
Wochen abzugeben haben. Diesen steht gegen den Bescheid das Recht der Beru-
fung zu, falls die Entscheidung ihren fristgerecht abgegebenen Gutachten wider-
spricht oder sie nicht gehört worden sind. 

(3) Wird beim Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten um die 
Genehmigung einer gewerblichen Betriebsanlage angesucht oder beim Bundes-
minister für wirtschaftliche Angelegenheiten die Feststellung beantragt, ob die 
Genehmigungspflicht einer Anlage im Sinne des § 74 gegeben ist, bestehen aber 
Zweifel, ob auf die betreffende Tätigkeit die Bestimmungen dieses Bundesgeset-
zes anzuwenden sind, so hat der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen-
heiten über diese Frage zu entscheiden. Abs. 2 erster Satz gilt sinngemäß. 

(4) …

beruflichen Interessenvertretungen zu hören, die ihre Gutachten binnen sechs 
Wochen abzugeben haben. Diesen steht gegen den Bescheid das Recht der Be-
schwerde zu, falls die Entscheidung ihren fristgerecht abgegebenen Gutachten 
widerspricht oder sie nicht gehört worden sind. 

(4) … 

§ 349. (1) bis (3) … 
(4) Der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend kann den Antrag 

zurückweisen oder von der Einleitung eines Verfahrens gemäß Abs. 1 von Amts 
wegen absehen, wenn ein ernst zu nehmender Zweifel über die zur Entscheidung 
gestellte Frage nicht besteht oder wenn über die Frage in den letzten fünf Jahren 
vom Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten oder vom Verwaltungs-
gerichtshof auf Grund einer Säumnisbeschwerde (Art. 132 B-VG) entschieden 
worden ist. 

(5)… 
(6) Im Verfahren sind die im Abs. 2 Z 1 genannten Personen und die im 

Abs. 2 Z 2 und Abs. 5 genannten Gliederungen der Landeskammer der gewerbli-
chen Wirtschaft Parteien und es steht ihnen das Recht der Beschwerde gemäß 
Art. 131 Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes  B-VG, BGBl. Nr. 1/1930, 
wegen Rechtswidrigkeit zu. 

§ 349. (1) bis (3) … 
(4) Der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend kann den Antrag 

zurückweisen oder von der Einleitung eines Verfahrens gemäß Abs. 1 von Amts 
wegen absehen, wenn ein ernst zu nehmender Zweifel über die zur Entscheidung 
gestellte Frage nicht besteht oder wenn über die Frage in den letzten fünf Jahren 
vom Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend rechtskräftig entschieden 
oder vom Verwaltungsgericht des Landes erkannt oder vom Verwaltungsge-
richtshof in der Sache selbst entschieden worden ist. 

(5)… 
(6) Im Verfahren sind die im Abs. 2 Z 1 genannten Personen und die im 

Abs. 2 Z 2 und Abs. 5 genannten Gliederungen der Landeskammer der gewerbli-
chen Wirtschaft Parteien und es steht ihnen das Recht der Revision wegen 
Rechtswidrigkeit an den Verwaltungsgerichtshof zu. 

§ 352. (1) bis (2) … 
(3) Der Prüfungswerber ist von der Meisterprüfungsstelle formlos und recht-

zeitig zur Prüfung einzuladen. Sind die allenfalls vorgeschriebenen Vorausset-
zungen für die Zulassung zur Prüfung nicht erfüllt, hat die Meisterprüfungsstelle 
mit Bescheid die Zulassung zu verweigern. Gegen Bescheide der Meisterprü-
fungsstelle steht dem Prüfungswerber das Recht der Berufung an den Landes-
hauptmann zu. 

(4) bis (13) …

§ 352. (1) bis (2) … 
(3) Der Prüfungswerber ist von der Meisterprüfungsstelle formlos und recht-

zeitig zur Prüfung einzuladen. Sind die allenfalls vorgeschriebenen Vorausset-
zungen für die Zulassung zur Prüfung nicht erfüllt, hat die Meisterprüfungsstelle 
mit Bescheid die Zulassung zu verweigern. Gegen Bescheide der Meisterprü-
fungsstelle steht dem Prüfungswerber das Recht der Beschwerde an das Verwal-
tungsgericht des Landes zu. 

(4) bis (13) …
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§ 356. (1) bis (2) … 
(3) Im Verfahren betreffend die Abstandnahme von der Verpflichtung zur 

Herstellung des dem Genehmigungsbescheid entsprechenden Zustands (§ 78 
Abs. 2), im Verfahren betreffend die Vorschreibung anderer oder zusätzlicher 
Auflagen (§ 79 Abs. 1), im Verfahren betreffend die Genehmigung der Sanierung 
(§ 79 Abs. 3), im Verfahren betreffend die Aufhebung oder Abänderung von 
Auflagen (§ 79c), im Verfahren betreffend die Anpassung einer bereits geneh-
migten Betriebsanlage an eine Verordnung gemäß § 82 Abs. 1 (§ 82 Abs. 2), im 
Verfahren betreffend die Festlegung der von den Bestimmungen einer Verord-
nung gemäß § 82 Abs. 1 abweichenden Maßnahmen (§ 82 Abs. 3) und im Ver-
fahren betreffend die Vorschreibung der über die Bestimmungen einer Verord-
nung gemäß § 82 Abs. 1 hinausgehenden Auflagen (§ 82 Abs. 4) haben jene 
Nachbarn Parteistellung, deren Parteistellung im Verfahren gemäß Abs. 1 auf-
recht geblieben ist. 

§ 356. (1) bis (2) … 
(3) Im Verfahren betreffend die Vorschreibung anderer oder zusätzlicher 

Auflagen (§ 79 Abs. 1), im Verfahren betreffend die Genehmigung der Sanierung 
(§ 79 Abs. 3), im Verfahren betreffend die Aufhebung oder Abänderung von 
Auflagen (§ 79c Abs. 1), im Verfahren betreffend Abweichungen vom Genehmi-
gungsbescheid einschließlich seiner Bestandteile (§ 79c Abs. 2), im Verfahren 
betreffend eine Betriebsübernahme (§ 79d), im Verfahren betreffend die Anpas-
sung einer bereits genehmigten Betriebsanlage an eine Verordnung gemäß § 82 
Abs. 1 (§ 82 Abs. 2), im Verfahren betreffend die Festlegung der von den Be-
stimmungen einer Verordnung gemäß § 82 Abs. 1 abweichenden Maßnahmen 
(§ 82 Abs. 3) und im Verfahren betreffend die Vorschreibung der über die Be-
stimmungen einer Verordnung gemäß § 82 Abs. 1 hinausgehenden Auflagen 
(§ 82 Abs. 4) haben jene Nachbarn Parteistellung, deren Parteistellung im Verfah-
ren gemäß Abs. 1 aufrecht geblieben ist. 

(4) Nachbarn haben in den Verfahren betreffend die Aufhebung oder Abän-
derung von Auflagen (§ 79c Abs. 1), Abweichungen vom Genehmigungsbescheid 
einschließlich seiner Bestandteile (§ 79c Abs. 2) und Betriebsübernahme (§ 79d) 
auch insoweit Parteistellung, als damit neue oder größere nachteilige Wirkungen 
im Sinne des § 74 Abs. 2 verbunden sein können. 

§ 356b. (1) Bei nach diesem Bundesgesetz genehmigungspflichtigen Be-
triebsanlagen, zu deren Errichtung, Betrieb oder Änderung auch nach anderen 
Verwaltungsvorschriften des Bundes eine Genehmigung (Bewilligung) zum 
Schutz vor Auswirkungen der Anlage oder zum Schutz des Erscheinungsbildes 
der Anlage erforderlich ist, entfallen, soweit in den folgenden Absätzen nicht 
anderes bestimmt wird, gesonderte Genehmigungen (Bewilligungen) nach diesen 
anderen Verwaltungsvorschriften, es sind aber deren materiellrechtliche Geneh-
migungs-(Bewilligungs-)Regelungen bei Erteilung der Genehmigung anzuwen-
den. Dem Verfahren sind Sachverständige für die von den anderen Verwaltungs-
vorschriften erfassten Gebiete beizuziehen. Die Betriebsanlagengenehmigung 
bzw. Betriebsanlagenänderungsgenehmigung gilt auch als entsprechende Geneh-
migung (Bewilligung) nach den anderen Verwaltungsvorschriften des Bundes. 
Die Mitanwendung der Bestimmungen des Wasserrechtsgesetzes 1959 - 
WRG 1959, BGBl. Nr. 215, in der jeweils geltenden Fassung, bezieht sich auf 
folgende mit Errichtung, Betrieb oder Änderung der Betriebsanlage verbundene 
Maßnahmen: 
 1. Wasserentnahmen für Feuerlöschzwecke (§§ 9 und 10 WRG 1959);

§ 356b. (1) Bei nach diesem Bundesgesetz genehmigungspflichtigen Be-
triebsanlagen, zu deren Errichtung, Betrieb oder Änderung auch nach anderen 
Verwaltungsvorschriften des Bundes eine Genehmigung (Bewilligung) zum 
Schutz vor Auswirkungen der Anlage oder zum Schutz des Erscheinungsbildes 
der Anlage erforderlich ist, entfallen, soweit in den folgenden Absätzen nicht 
anderes bestimmt wird, gesonderte Genehmigungen (Bewilligungen) nach diesen 
anderen Verwaltungsvorschriften, es sind aber deren materiellrechtliche Geneh-
migungs-(Bewilligungs-)Regelungen bei Erteilung der Genehmigung anzuwen-
den. Dem Verfahren sind Sachverständige für die von den anderen Verwaltungs-
vorschriften erfassten Gebiete beizuziehen. Die Betriebsanlagengenehmigung 
bzw. Betriebsanlagenänderungsgenehmigung gilt auch als entsprechende Geneh-
migung (Bewilligung) nach den anderen Verwaltungsvorschriften des Bundes. 
Die Mitanwendung der Bestimmungen des Wasserrechtsgesetzes 1959 - 
WRG 1959, BGBl. Nr. 215, in der jeweils geltenden Fassung, bezieht sich auf 
folgende mit Errichtung, Betrieb oder Änderung der Betriebsanlage verbundene 
Maßnahmen: 

1. Wasserentnahmen für Feuerlöschzwecke (§§ 9 und 10 WRG 1959);
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 2. Erd- und Wasserwärmepumpen (§ 31c Abs. 5 WRG 1959); 
 3. Abwassereinleitungen in Gewässer (§ 32 Abs. 2 lit. a, b und e 

WRG 1959), ausgenommen Abwassereinleitungen aus Anlagen zur Be-
handlung der in einer öffentlichen Kanalisation gesammelten Abwässer; 

 4. Lagerung von Stoffen, die zur Folge haben, dass durch Eindringen (Ver-
sickern) von Stoffen in den Boden das Grundwasser verunreinigt wird 
(§ 32 Abs. 2 lit. c WRG 1959); 

 5. Abwassereinleitungen in wasserrechtlich bewilligte Kanalisationsanlagen 
(§ 32b WRG 1959). 

Insbesondere sind die Bestimmungen des Wasserrechtsgesetzes 1959 betreffend 
Stand der Technik einschließlich der Gewährung von Ausnahmen vom Stand der 
Technik, persönliche Ladung von Parteien, Emissions- und Immissionsbegren-
zungen sowie Überwachung jedenfalls mitanzuwenden. Dem wasserwirtschaftli-
chen Planungsorgan (§ 55 Abs. 4 WRG 1959) kommt in allen Verfahren, durch 
die wasserwirtschaftliche Interessen berührt werden, Parteistellung zur Wahrung 
dieser Interessen einschließlich der Beschwerdelegitimation vor dem Verwal-
tungsgerichtshof zu. 

(2) bis (7)… 

 2. Erd- und Wasserwärmepumpen (§ 31c Abs. 5 WRG 1959); 
 3. Abwassereinleitungen in Gewässer (§ 32 Abs. 2 lit. a, b und e 

WRG 1959), ausgenommen Abwassereinleitungen aus Anlagen zur Be-
handlung der in einer öffentlichen Kanalisation gesammelten Abwässer; 

 4. Lagerung von Stoffen, die zur Folge haben, dass durch Eindringen (Ver-
sickern) von Stoffen in den Boden das Grundwasser verunreinigt wird 
(§ 32 Abs. 2 lit. c WRG 1959); 

 5. Abwassereinleitungen in wasserrechtlich bewilligte Kanalisationsanlagen 
(§ 32b WRG 1959). 

Insbesondere sind die Bestimmungen des Wasserrechtsgesetzes 1959 betref-
fend Stand der Technik einschließlich der Gewährung von Ausnahmen vom 
Stand der Technik, persönliche Ladung von Parteien, Emissions- und Immissi-
onsbegrenzungen sowie Überwachung jedenfalls mitanzuwenden. Dem wasser-
wirtschaftlichen Planungsorgan (§ 55 Abs. 4 WRG 1959) kommt in allen Verfah-
ren, durch die wasserwirtschaftliche Interessen berührt werden, Parteistellung zur 
Wahrung dieser Interessen einschließlich der Beschwerdelegitimation an das 
Verwaltungsgericht des Landes, der Revision wegen Rechtswidrigkeit und des 
Antrages auf Fristsetzung wegen Verletzung der Entscheidungspflicht durch ein 
Verwaltungsgericht an den Verwaltungsgerichtshof zu. 

(2) bis (7)…
§ 359. (1) bis (3) … 
(4) Das Recht der Berufung steht außer dem Genehmigungswerber den 

Nachbarn zu, die Parteien sind. Das Berufungsrecht der Arbeitsinspektorate wird 
hiedurch nicht berührt. 

(5) Für Bescheide, mit denen gemäß § 78 Abs. 2 von der Verpflichtung zur 
Herstellung des dem Genehmigungsbescheid entsprechenden Zustandes Abstand 
genommen wird, gelten die Abs. 2 bis 4 sinngemäß.

§ 359. (1) bis (3) … 
(4) Das Recht der Beschwerde steht außer dem Genehmigungswerber den 

Nachbarn zu, die Parteien sind. Das Beschwerderecht der Arbeitsinspektorate 
wird hiedurch nicht berührt. 

(5) Für Bescheide, mit denen gemäß § 79c Abs. 2 Abweichungen vom Ge-
nehmigungsbescheid einschließlich seiner Bestandteile zugelassen werden, gelten 
die Abs. 2 bis 4 sinngemäß.

§ 359a. Entscheidungen in erster Instanz in Verfahren betreffend Betriebsan-
lagen können unmittelbar beim unabhängigen Verwaltungssenat angefochten 
werden. 

 

§ 359c. Wird ein Genehmigungsbescheid vom Verwaltungsgerichtshof auf-
gehoben, so darf der Genehmigungswerber die betreffende Anlage bis zur 
Rechtskraft des Ersatzbescheides, längstens jedoch ein Jahr, weiter betreiben, 
wenn er die Anlage entsprechend dem aufgehobenen Genehmigungsbescheid 
betreibt. Das gilt nicht, wenn der Verwaltungsgerichtshof der Beschwerde, die 

§ 359c. Wird ein Genehmigungsbescheid vom Verwaltungsgerichtshof auf-
gehoben, so darf der Genehmigungswerber die betreffende Anlage bis zur 
Rechtskraft des Ersatzbescheides, längstens jedoch ein Jahr, weiter betreiben, 
wenn er die Anlage entsprechend dem aufgehobenen Genehmigungsbescheid 
betreibt. Das gilt nicht, wenn der Verwaltungsgerichtshof der Revision, die zur 
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zur Aufhebung des Genehmigungsbescheides führte, die aufschiebende Wirkung 
zuerkannt hatte.

Aufhebung des Genehmigungsbescheides führte, die aufschiebende Wirkung 
zuerkannt hatte. 

§ 360. (1) Besteht der Verdacht einer Übertretung gemäß § 366 Abs. 1 Z 1, 2 
oder 3, so hat die Behörde unabhängig von der Einleitung eines Strafverfahrens 
den Gewerbeausübenden bzw. den Anlageninhaber mit Verfahrensanordnung zur 
Herstellung des der Rechtsordnung entsprechenden Zustandes innerhalb einer 
angemessenen, von der Behörde zu bestimmenden Frist aufzufordern; eine solche 
Aufforderung hat auch dann zu ergehen, wenn der Verdacht einer Übertretung 
gemäß § 367 Z 25 besteht und nicht bereits ein einschlägiges Verfahren gemäß 
§ 78 Abs. 2, § 79c oder § 82 Abs. 3 anhängig ist. Kommt der Gewerbeausübende 
bzw. der Anlageninhaber dieser Aufforderung innerhalb der gesetzten Frist nicht 
nach, so hat die Behörde mit Bescheid die zur Herstellung des der Rechtsordnung 
entsprechenden Zustandes jeweils notwendigen Maßnahmen, wie die Stillegung 
von Maschinen oder die Schließung von Teilen des Betriebes oder die Schließung 
des gesamten Betriebes zu verfügen. 

(1a) bis (6) …

§ 360. (1) Besteht der Verdacht einer Übertretung gemäß § 366 Abs. 1 Z 1, 2 
oder 3, so hat die Behörde unabhängig von der Einleitung eines Strafverfahrens 
den Gewerbeausübenden bzw. den Anlageninhaber mit Verfahrensanordnung zur 
Herstellung des der Rechtsordnung entsprechenden Zustandes innerhalb einer 
angemessenen, von der Behörde zu bestimmenden Frist aufzufordern; eine solche 
Aufforderung hat auch dann zu ergehen, wenn der Verdacht einer Übertretung 
gemäß § 367 Z 25 besteht und nicht bereits ein einschlägiges Verfahren gemäß 
§ 79c oder § 82 Abs. 3 anhängig ist. Kommt der Gewerbeausübende bzw. der 
Anlageninhaber dieser Aufforderung innerhalb der gesetzten Frist nicht nach, so 
hat die Behörde mit Bescheid die zur Herstellung des der Rechtsordnung entspre-
chenden Zustandes jeweils notwendigen Maßnahmen, wie die Stillegung von 
Maschinen oder die Schließung von Teilen des Betriebes oder die Schließung des 
gesamten Betriebes zu verfügen. 
(1a) bis (6) … 

§ 361. (1) bis (2)… 
(3) Gegen Maßnahmen gemäß § 91 Abs. 1 steht das Recht der Berufung so-

wohl dem Gewerbeinhaber als auch dem Geschäftsführer oder Filialgeschäftsfüh-
rer zu. 

§ 361. (1) bis (2)… 
(3) Gegen Maßnahmen gemäß § 91 Abs. 1 steht das Recht der Beschwerde 

sowohl dem Gewerbeinhaber als auch dem Geschäftsführer oder Filialgeschäfts-
führer zu. 

§ 363. (1)… 
(2) In einem Verfahren betreffend die Nichtigerklärung gemäß Abs. 1 Z 1 

sind die Landeskammer der gewerblichen Wirtschaft und die nach der Sachlage 
sonst in Betracht kommenden gesetzlichen beruflichen Interessenvertretungen 
Parteien und es steht ihnen das Recht der Beschwerde gemäß Art. 131 Abs. 2 B-
VG wegen Rechtswidrigkeit zu. 

(3) In einem Verfahren betreffend die Nichtigerklärung gemäß Abs. 1 Z 2 ist 
die Landeskammer der gewerblichen Wirtschaft Partei und es steht ihr das Recht 
der Beschwerde gemäß Art. 131 Abs. 2 B-VG wegen Rechtswidrigkeit zu. 

(4)… 

§ 363. (1)… 
(2) In einem Verfahren betreffend die Nichtigerklärung gemäß Abs. 1 Z 1 

sind die Landeskammer der gewerblichen Wirtschaft und die nach der Sachlage 
sonst in Betracht kommenden gesetzlichen beruflichen Interessenvertretungen 
Parteien und es steht ihnen das Recht der Revision wegen Rechtswidrigkeit an 
den Verwaltungsgerichtshof zu. 

(3) In einem Verfahren betreffend die Nichtigerklärung gemäß Abs. 1 Z 2 ist 
die Landeskammer der gewerblichen Wirtschaft Partei und es steht ihr das Recht 
der Revision wegen Rechtswidrigkeit an den Verwaltungsgerichtshof zu. 

(4)… 
§ 365v. (1) bis (2)… 
(3) Die Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des Bundeskriminalamt-

Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002) ist ermächtigt, anzuordnen, dass eine Transaktion 
unterbleibt oder vorläufig aufgeschoben wird, wenn der Verdacht besteht, dass 

§ 365v. (1) bis (2)… 
(3) Die Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des Bundeskriminalamt-

Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002) ist ermächtigt, anzuordnen, dass eine Transaktion 
unterbleibt oder vorläufig aufgeschoben wird, wenn der Verdacht besteht, dass 
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sie der Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung dient. Die Geldwäschemel-
destelle (§ 4 Abs. 2 des Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002) hat 
den Kunden und die Staatsanwaltschaft ohne unnötigen Aufschub von der An-
ordnung zu verständigen. Die Verständigung des Kunden hat den Hinweis zu 
enthalten, dass er oder ein sonst Betroffener berechtigt ist, Beschwerde wegen 
Verletzung ihrer Rechte an den unabhängigen Verwaltungssenat zu erheben; 
hierbei ist auch auf die in § 67c AVG enthaltenen Bestimmungen für solche Be-
schwerden hinzuweisen. 

(4)… 

sie der Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung dient. Die Geldwäschemel-
destelle (§ 4 Abs. 2 des Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002) hat 
den Kunden und die Staatsanwaltschaft ohne unnötigen Aufschub von der An-
ordnung zu verständigen. Die Verständigung des Kunden hat den Hinweis zu 
enthalten, dass er oder ein sonst Betroffener berechtigt ist, Beschwerde wegen 
Verletzung ihrer Rechte an das Verwaltungsgericht des Landes zu erheben; hier-
bei ist auch auf die in § 67c AVG enthaltenen Bestimmungen für solche Be-
schwerden hinzuweisen. 

(4)… 
§ 371a. Der Landeshauptmann ist berechtigt, gegen Bescheide des unabhän-

gigen Verwaltungssenates in Verfahren nach diesem Bundesgesetz Beschwerde 
wegen Rechtswidrigkeit an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

§ 371a. Der Landeshauptmann ist berechtigt, gegen Erkenntnisse des Ver-
waltungsgerichtes des Landes in Verfahren nach diesem Bundesgesetz, in denen 
nicht der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend belangte Behörde 
des Verfahrens vor dem Verwaltungsgericht ist, Revision wegen Rechtswidrig-
keit an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

§ 376.  
 1. …  
 2. Wer am Tag vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 99/2011 

die Tätigkeit eines Gewerblichen Vermögensberaters ausübt, muss den 
Abschluss einer Vermögensschadenhaftpflichtversicherung gemäß 
§ 136a Abs. 12 GewO 1994 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 99/2011 ehestmöglich, spätestens jedoch bis 1. April 2013, der Be-
hörde nachweisen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 3. bis 12. … 
 13. Gewerbetreibende, die am Tag vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 85/2012 das Baumeistergewerbe (§ 94 Z 5) oder ein dem 

§ 376.  
 1. …  
 2. (1) Wer am Tag vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 99/2011 die Tätigkeit eines Gewerblichen Vermögensberaters aus-
übt, muss den Abschluss einer Vermögensschadenhaftpflichtversiche-
rung gemäß § 136a Abs. 12 GewO 1994 in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. 99/2011 ehestmöglich, spätestens jedoch bis 1. April 
2013, der Behörde nachweisen. 

  (2) Für Gewerbliche Vermögensberater, die am Tag des Inkrafttretens 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx das Ruhen der Gewerbeaus-
übung gemäß § 93 Abs. 1 angezeigt haben, ist § 93 Abs. 5 erster Satz 
nicht anzuwenden. Die Landeskammer der Gewerblichen Wirtschaft hat 
am Tag des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx be-
stehende Anzeigen des Ruhens der Gewerbeausübung des Gewerblichen 
Vermögensberaters der Behörde unverzüglich mitzuteilen; die Behörde 
hat § 93 Abs. 5 zweiter Satz, erster Halbsatz, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx, mit der Maßgabe anzuwenden, dass die 
Löschung im Gewerberegister ab dem Einlangen der Mitteilung der Lan-
deskammer der Gewerblichen Wirtschaft vorzunehmen ist. 

 3. bis 12. … 
 13. Gewerbetreibende, die am Tag vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. xx/xxxx das Baumeistergewerbe (§ 94 Z 5) oder ein dem 
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Baumeistergewerbe entstammendes Teilgewerbe ausgeübt haben, sind 
verpflichtet, der Behörde vor Ablauf von 12 Monaten nach Inkrafttreten 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2012 den Bestand einer Haftpflicht-
versicherung für Personen- und Sachschäden nach § 99 Abs. 7 nachzu-
weisen. Erfolgt ein solcher Nachweis nicht rechtzeitig, so ist § 99 
Abs. 10 sinngemäß anzuwenden. 

 14. bis 16. … 
 16a. (Immobilientreuhänder:) Personen, die schon vor dem Inkrafttreten des 

§ 117 Abs. 7 die Berechtigung zur Ausübung des Gewerbes der Immobi-
lientreuhänder besessen haben, sind verpflichtet, der Behörde vor Ablauf 
von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieser Bestimmung den Bestand 
einer Vermögensschadenhaftpflichtversicherung nach § 117 Abs. 7 
nachzuweisen. Erfolgt ein solcher Nachweis nicht rechtzeitig, so hat die 
Behörde unverzüglich ein Gewerbeentziehungsverfahren einzuleiten und 
die Streichung aus dem Gewerberegister vorzunehmen. Die Einleitung 
des Gewerbeentziehungsverfahrens ist in diesem Fall im Gewerberegis-
ter zu vermerken. 

 
 
 
 
 
 
 17. bis 53. … 
 
 

Baumeistergewerbe entstammendes Teilgewerbe ausgeübt haben, sind 
verpflichtet, der Behörde bis spätestens 31. Dezember 2013 den Bestand 
einer Haftpflichtversicherung für Personen-, Sach- und Vermögensschä-
den nach § 99 Abs. 7 nachzuweisen. Erfolgt ein solcher Nachweis nicht 
rechtzeitig, so ist § 99 Abs. 10 sinngemäß anzuwenden. 

 14. bis 16. … 
 16a. (Immobilientreuhänder:)  

(1) Personen, die schon vor dem Inkrafttreten des § 117 Abs. 7 die Berechti-
gung zur Ausübung des Gewerbes der Immobilientreuhänder besessen haben, 
sind verpflichtet, der Behörde vor Ablauf von sechs Monaten nach Inkrafttreten 
dieser Bestimmung den Bestand einer Vermögensschadenhaftpflichtversicherung 
nach § 117 Abs. 7 nachzuweisen. Erfolgt ein solcher Nachweis nicht rechtzeitig, 
so hat die Behörde unverzüglich ein Gewerbeentziehungsverfahren einzuleiten 
und die Streichung aus dem Gewerberegister vorzunehmen. Die Einleitung des 
Gewerbeentziehungsverfahrens ist in diesem Fall im Gewerberegister zu vermer-
ken. 

(2) Gewerbetreibende, die am Tag vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/xxxx das Gewerbe der Immobilientreuhänder ausgeübt haben, 
sind verpflichtet, der Behörde vor Ablauf von sechs Monaten nach Inkrafttreten 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx den Bestand einer Vermögensschaden-
haftpflichtversicherung nach § 117 Abs. 7 nachzuweisen. Erfolgt ein solcher 
Nachweis nicht rechtzeitig, so ist § 117 Abs. 10 sinngemäß anzuwenden. 
 17. bis 54. … 
 54. § 79c und § 335 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx 

sind auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
xx/xxxx noch nicht abgeschlossene Verfahren nicht anzuwenden. § 78 
Abs. 2, § 81 Abs. 2 Z 1, § 356 Abs. 3 erster Teilsatz, § 359 Abs. 5 und 
§ 360 Abs. 1 insoweit, als eine Aufforderung wegen eines einschlägigen 
und anhängigen Verfahrens gemäß § 78 Abs. 2 nicht zu ergehen hat, in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2012 sind auf im Zeit-
punkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx noch 
nicht abgeschlossene Verfahren weiter anzuwenden.

§ 382. (1) bis (56) ... § 382. (1) bis (56) ... 
(57) § 2 Abs. 1 Z 13, § 79c, § 79d, § 81 Abs. 2 Z 1; Z 7 und Z 11, § 81 

Abs. 3, § 87 Abs. 1 Z 4d, § 93 Abs. 5, § 99 Abs. 7 bis 9, § 99 Abs. 10 hinsichtlich 
der Wortfolge „Haftpflichtversicherung für Personen-, Sach- und Vermögens-
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schäden“, § 117 Abs. 7, § 335, § 345 Abs. 6, § 356 Abs. 3 und 4, § 359 Abs. 5, 
§ 360 Abs. 1, § 376 Z 2, § 376 Z 13, § 376 Z 16a und § 376 Z 54 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/xxxx, treten mit Ablauf des Tages ihrer 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft; gleichzeitig treten § 78 Abs. 2 und 
§ 348 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2012 außer 
Kraft. 

(58) § 78 Abs. 1, § 88 Abs. 2, § 99 Abs. 10 hinsichtlich des Wortes „Be-
schwerden“, § 117 Abs. 10, § 125 Abs. 5, § 135 Abs. 6, § 136a Abs. 5 und 
Abs. 10, § 136b Abs. 3, § 137c Abs. 5, § 347 Abs. 3, § 348 Abs. 2, § 349 Abs. 4 
und 6, § 352 Abs. 3, § 356b Abs. 1, § 359 Abs. 4, § 359c, § 361 Abs. 3, § 363 
Abs. 2 und Abs. 3, § 365v Abs. 3 und § 371a in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/xxxx treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft; gleichzeitig tritt § 359a in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2012 außer Kraft. 
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